
legitimierte Person gegenüber O. ist somit erst am 
23. März 1956 erfolgt. Danach ist der bei der Konflikt­
kommission am 31. März 1956 eingegangene Antrag des
O. rechtzeitig gestellt und die Frist des § 12 Abs. 2 
KündVO gewahrt worden. Es kann auch nicht von 
einer Verwirkung des Rechts auf Antragstellung bei 
der Konfliktkommission die Rede sein, da O. durch 
seinen an die Kaderabteilung und die BGL gerichteten 
Einspruch vom 18. Februar 1956 unmißverständlich zum 
Ausdruck gebracht hat, daß er mit der fristlosen Ent­
lassung nicht einverstanden ist und mit einer Klärung 
der Angelegenheit unter Hinzuziehung aller Beteiligten 
rechnete, andernfalls er „den gesetzlichen Weg weiter­
gehen wolle“. Die von ihm gewünschte Aussprache 
wurde mit Zustimmung der Konsumgenossenschaft bis 
zu seiner Genesung zurückgestellt.

Die Konfliktkommission durfte deshalb den Antrag 
nicht wegen Versäumung der Frist des § 10 KKVO ab­
weisen, sondern hätte die Gründe der fristlosen Ent­
lassung untersuchen und deren rechtliche Würdigung 
nach § 9 KündVO vornehmen müssen, um zu einer 
Entscheidung in der Sache selbst zu gelangen.

2. Was den der fristlosen Entlassung des O. zugrunde 
liegenden Sachverhalt angeht, so ist O. nach den über­
einstimmenden Aussagen der Zeugen am 8. Februar 
1956 nicht stark angetrunken gewesen; er wurde von 
dem Arbeitskollegen M. nicht wegen des Alkohol­
genusses, sondern mit Rücksicht auf die von O. vorher 
ausgestandenen Strapazen aufgefordert, das Kraft­
fahrzeug nicht zu steuern, und er ist auch nicht un­
sicher gefahren. Insoweit entsprechen die Darstellun­
gen im Kündigungsschreiben nicht der objektiven 
Wahrheit.

Der vom Gericht festgestellte Sachverhalt rechtfertigt 
eine fristlose Entlassung gern. § 9 Buchst, f KündVO 
nicht. Nach § 9 Buchst, f muß eine gröbliche Verletzung 
der Arbeitsdisziplin trotz mehrmaliger Verwarnung ge­
geben sein.

a) Das Verhalten des O. stellt unter den am 8. Fe­
bruar 1956 herrschenden Umständen keine gröbliche 
Verletzung der Arbeitsdisziplin dar. Wenn das so wäre, 
dann hätte die Konsumgenossenschaft E. konsequenter­
weise den Kraftfahrer der Zugmaschine und den 
Zeugen M., die ebenfalls unter Alkoholgenuß Kraftfahr­
zeuge gesteuert haben, verwarnen müssen. Die Kon­
sumgenossenschaft sollte sich der verantwortungs­
bewußten Arbeit zur Versorgung der Bevölkerung be­
wußt werden, welche die im Verkehrs- und Transport­
wesen Beschäftigten, wie O., in der strengen Kälte­
periode des vergangenen Winters ohne Rücksicht auf 
ihre Gesundheit geleistet haben. O. hat den Alkohol 
nicht als Genußmittel zu sich genommen, sondern — 
in Ermangelung eines anderen Heißgetränks — um sich 
gegen die Gefahr der Schädigung seiner Gesundheit 
infolge der von ihm im Interesse des genossenschaft­
lichen Eigentums ausgestandenen Strapazen zu schüt­
zen und um seinen Körper, der nach den Worten des 
Zeugen B. nur noch ein Eisklumpen war, wieder zu 
erwärmen.

O. hat auch nicht infolge des Genusses von Alkohol 
genossenschaftliches Eigentum beschädigt oder Men­
schenleben gefährdet. Im Gegenteil hat er seinen Last­
kraftwagen im Schlepp der Zugmaschine bis zur Haupt­
straße gesteuert, damit das neue Getriebe nicht durch 
eine unsachgemäße Behandlung beschädigt wird. Der

Zeuge S. erklärte, daß das Auffahren des Lkw auf die 
Zugmaschine vermieden worden wäre, wenn zum Ab­
schleppen eine Stange benutzt worden wäre, die jedoch 
nicht vorhanden war. Die Zeugen bekundeten, daß O. 
beim Fahren des Lkw die unter den Verhältnissen er­
forderliche und mögliche Sorgfalt beachtet hat, denn 
sonst wäre ein weitaus größerer Schaden eingetreten. 
Somit kann auch nicht von einer fahrlässigen Scha­
densverursachung durch O. gesprochen werden, zumal 
ihm von der Zugmaschine das plötzliche Bremsen nicht 
durch Zeichen bekanntgegeben worden war.

In diesem Zusammenhang verdient die Tatsache Er­
wähnung, daß O. während seiner langjährigen Tätig­
keit als Kraftfahrer bisher noch keinen Verkehrsunfall 
verursachte, hingegen aber seinen Lkw bei der Kon­
sumgenossenschaft E. über 200 000 km ohne General­
reparatur gefahren hat.

b) Außerdem mangelt es an der mehrmaligen Ver­
warnung des O. Das von der Konsumgenossenschaft E. 
an ihn gerichtete Schreiben vom 23. August 1955 stellt 
keine Verwarnung im Sinne einer Disziplinarmaß- 
nahme dar. Es erging nicht auf Grund eines konkreten 
Verstoßes O.’s gegen die Arbeitsdisziplin, sondern dieses 
Schreiben erhielten alle bei der Konsumgenossenschaft 
beschäftigten Kraftfahrer als allgemeine schriftliche Be­
lehrung. Am 16. Dezember 1955 hat der Fahrdienst­
leiter S. nach seiner Aussage den O., als dieser einmal 
nach einer Fahrt kurz vor Beendigung seiner Arbeits­
zeit eine Flasche Bier trank, lediglich auf das Verbot 
des Alkoholgenusses während der Arbeitszeit hinge­
wiesen. Der Zeuge S. selbst hält seinen Hinweis nicht 
für eine „Verwarnung“; sie ist auch nicht als solche 
aktenkundig gemacht worden.

„Mehrmalige Verwarnungen“ im Sinne des § 9 
Buchst, f KündVO bedeutet aber, daß mindestens zwei 
Verwarnungen erteilt sein müssen, d. h., daß der 
Betrieb mindestens zweimal durch besondere Diszipli­
narmaßnahmen, die den Charakter der Erziehung und 
Hilfe tragen, den Werktätigen zur Besserung seiner 
Arbeitsdisziplin angehalten hat. Diese Voraussetzung 
liegt hier aber nicht vor, so daß die fristlose Entlassung 
vom 17. Februar 1956 auf § 9 Buchst, f KündVO nicht 
gestützt werden kann.

Die fristlose Entlassung des O. ist auch nach § 9 
Buchst, d KündVO nicht begründet. (Wird ausgeführt.)

Das Gericht vertritt keinesfalls die Meinung, daß ein 
Genuß von Alkohol während der Arbeitszeit oder vor 
Antritt einer Fahrt bei Kraftfahrern stillschweigend 
geduldet werden kann. Im Gegenteil müssen die Be­
triebe die Kraftfahrer zur konsequenten Einhaltung 
dieser wichtigen Bestimmung erziehen. Jeder Kraft­
fahrer muß die Bedeutung dieser Maßnahmen zur Er­
haltung seines eigenen Lebens und aller anderen 
Menschen erkennen und beachten.

Im vorliegenden Fall jedoch ist die fristlose Auf­
lösung des Arbeitsrechtsverhältnisses nicht die geeig­
nete Maßnahme, sowohl O. als auch alle anderen bei 
der Konsumgenossenschaft E. beschäftigten Kraftfahrer 
zur Einsicht in diese Notwendigkeit zu erziehen; sie 
stellt kein gesellschaftlich notwendiges Mittel zur Ge­
staltung der betrieblichen Verhältnisse dar.

Aus diesen Gründen war dem Antrag des Staats­
anwalts des Kreises E. in vollem Umfang stattzugeben.

(Mitgeteilt von Staatsanwalt Lindenthal, Eisenberg)

Einsprüche des Staatsanwalts auf dem Gebiet der Allgemeinen Aufsicht

§ 4 der VO vom 3. Februar 1955 über die Festsetzung 
von Ordnungsstrafen und die Durchführung des Ord­
nungsstrafverfahrens (GBl. I S. 128).

Mündliche oder schriftliche Anhörung des Betroffenen 
vor Erlaß des Ordnungsstrafbescheides.

Einspruch des Staatsanwalts des Kreises Guben 
vom 19. September 1956 — KV 246/56.

Der Leiter der Kreislichtspiele G. erhielt am 11. Juni 1956 
von der Abt. Volksbildung beim Rat des Kreises einen 
Ordnungsstrafbescheid, weil in einem ihm unterstellten Licht­
spieltheater ständig Kinder und Jugendliche zu Filmen 
Zutritt erhielten, die für sie nicht zugelassen waren. Diese 
Feststellung war bereits mehrfach getroffen worden, und der 
Leiter der Kreisliehtspiele hatte einen entsprechenden Hinweis

auf die Bestimmungen der VO zum Schutze der Jugend erhal­
ten. Als abermals in einem Falle festgestellt werden konnte, 
daß mehrere Kinder unter 14 Jahren zu einem Film, der 
für Kinder nicht zugelassen war, Einlaß erhielten, ohne daß 
eine Kontrolle durch den Einlaßdienst stattfand, verhängte 
die Abt. Volksbildung gegen den Leiter der Kreislichtspiele 
eine Ordnungsstrafe von 50 DM, ohne ihn vor dem Erlaß des 
Ordnungsstrafbescheides zu hören.

Der Staatsanwalt des Kreises legte daraufhin beim stellver­
tretenden Vorsitzenden des Rates des Kreises Einspruch 
wegen Verletzung des § 4 der VO über die Festsetzung von 
Ordnungsstrafen und die Durchführung der Ordnungsstraf­
verfahren ein.

Aus den G r ü n d e n :
Die VO vom 3. Februar 1955 über die Festsetzung 

von Ordnungsstrafen und die Durchführung des Ord-
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